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Handreichung zum Bundesteilhabegesetz

1 Werkstadtten-Mitwirkungsverordnung

Die Werkstdtten-Mitwirkungsverordnung (WMVO) ist am 1. Juli 2001 in Kraft getreten. Sie gibt
den im Arbeitsbereich der Werkstdtten beschaftigten Menschen mit Behinderung das Recht auf
Mitwirkung in ihren Angelegenheiten durch Werkstattrate.

Im Zuge der Einfiihrung des Bundesteilhabegesetzes wurde auch die WMVO erstmalig

reformiert. Mit der Neufassung sollen die Werkstattrate in ihrer Position gestarkt werden,
insbesondere durch neue Mitbestimmungsrechte und die Einfiihrung von Frauenbeauftragten.

1.1 Was ist das Ziel der neuen Regelungen?
Die WMVO hat das Ziel, die Mitwirkung und Mitbestimmung in Werkstadtten genauer
auszugestalten. Der Werkstattrat soll soweit wie méglich mit den gleichen Rechten gegeniiber

der Werkstatt ausgestattet werden, die auch Beschiftigtenvertretungen auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt besitzen.

1.2  Wann treten die neuen Regelungen in Kraft?

Die Regelungen sind zum 01.01.2017 in Kraft getreten.

1.3 Was regelt das Gesetz?

Die WMVO gibt den im Arbeitsbereich der Werkstatten beschéftigten Menschen mit

Behinderung das Recht auf Mitwirkung — und neuerdings auch Mitbestimmung —in ihren
Angelegenheiten durch Werkstattrate.

1.4 Was gilt es besonders zu beachten?

1.4.1 Mehr Mitbestimmung — was bedeutet das?

Zusatzlich zu den Regelungen der Mitwirkung wurden in der WMVO neue
Mitbestimmungsrechte der Beschaftigten verankert. Wird zwischen Werkstattrat und
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Werkstattleitung kein Konsens erzielt, konnen beide Seiten die Vermittlungsstelle anrufen. In
Angelegenheiten der Mitbestimmung entscheidet die Vermittlungsstelle abschlieflend. Zu
diesen Angelegenheiten zahlen:
<% Ordnung und Verhalten in der Werkstatt
«¢ Beginn und Ende der Arbeitszeit, Pausen
=<' Arbeitsentgelte, Entlohnungsgrundsitze, Festsetzung der Steigerungsbetriage
< Urlaubsplan
¢ Verpflegung
€0 Technische Einrichtungen zur Uberwachung der Beschiftigten
=% Grundsatze fiir die Fort- und Weiterbildung
<t Gestaltung von Sanitar- und Aufenthaltsraumen

=% Soziale Aktivitaten der Werkstattbeschaftigten

In Angelegenheiten der Mitwirkung macht die Vermittlungsstelle einen Einigungsvorschlag.
Eine Vermittlungsstelle muss nach § 6 WMVO jede Werkstatt vorhalten. Sie besteht aus einem
unparteiischen, in Werkstattangelegenheiten erfahrenen Vorsitzenden, auf den sich Werkstatt
und Werkstattrat einigen miissen, und aus je einem von der Werkstatt und vom Werkstattrat
benannten Beisitzer. Die Werkstattleitung entscheidet unter Beriicksichtigung des Vorschlags
der Vermittlungsstelle abschlielend. Sie ist nicht verpflichtet, dem Einigungsvorschlag zu
folgen.

Angelegenheiten der Mitwirkung sind:

¢ Darstellung und Verwendung des Arbeitsergebnisses
<% Unfallverhiitung

¢ Weiterentwicklung der Persénlichkeit und Férderung des Ubergangs auf den
allgemeinen Arbeitsmarkt

¢ Gestaltung von Arbeitspldtzen, Arbeitskleidung, Arbeitsablauf

¢ Dauerhafte Umsetzung von Beschaftigten auf andere Arbeitspldtze
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€+ Planung von Neu- oder Umbauten, grundlegende Anderungen der
Werkstattorganisation

Weitere Verbesserungen fiir die Arbeit der Werkstattrate sind:

<% Erhohung der Zahl der Mitglieder des Werkstattrates in groRen Werkstatten (frither
hochstens sieben Mitglieder, jetzt je nach Gréf3e der Werkstatt bis zu 13)

=% Verbesserung bei der Freistellung fiir Schulungs- und Bildungsmafinahmen (friiher
zehn, jetzt 15 Tage je Amtszeit, bei erstmaliger Wahrnehmung des Amtes als Mitglied
des Werkstattrates 20 Tage)

=% Vollstandige Freistellung auch des stellvertretenden Mitgliedes des Werkstattrates in
Werkstdtten mit mehr als 700 Wahlberechtigten

¢ Die Vertrauensperson muss kiinftig nicht mehr aus dem Fachpersonal der Werkstatt
stammen

1.4.2 Welche Aufgaben haben Frauenbeauftragte?

Die Frauenbeauftragten vertreten die Interessen der weiblichen Werkstattbeschaftigten
gegeniiber der Werkstattleitung insbesondere in Fragen der Gleichstellung von Frauen und
Mannern, der Vereinbarkeit von Familie und Beschaftigung sowie des Schutzes vor
korperlicher, sexueller und psychischer Beldstigung oder Gewalt. Frauenbeauftragte sind
ehrenamtlich und unentgeltlich tatig.

In jeder Werkstatt werden eine Frauenbeauftragte und eine Stellvertreterin gewahlt. In
Werkstdtten mit mehr als 700 wahlberechtigten Frauen wird eine zweite Stellvertreterin, in
Werkstdtten mit mehr als 1.000 wahlberechtigten Frauen werden bis zu drei Stellvertreterinnen
gewadhlt. Frauenbeauftragte und ihre Stellvertreterinnen haben ein Recht auf Freistellung,
soweit es zur Durchfiihrung der Aufgaben erforderlich ist. Bei mehr als 200 wahlberechtigten
Frauen in der Werkstatt besteht auf Verlangen ein Recht auf vollstdandige Freistellung der
Frauenbeauftragten. In Werkstdatten mit mehr als 700 wahlberechtigten Frauen sind auf
Verlangen die Frauenbeauftragte und die erste Stellvertreterin freizustellen.

AuBBerdem haben Frauenbeauftragte einen Anspruch auf eine Vertrauensperson, die nicht aus
dem Fachpersonal der Werkstatt stammen muss.
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Wer kann zur Frauenbeauftragten gewahlt werden?

Wahlberechtigt sind alle weiblichen Werkstattbeschaftigten. Wahlbar sind alle
wahlberechtigten Frauen, die am Wahltag seit mindestens sechs Monaten in der Werkstatt
beschaftigt sind.

Wie und wann werden Frauenbeauftragte gewahlt?

Die Wahlen der Frauenbeauftragten sollen zusammen mit den Wahlen zum Werkstattrat
stattfinden. Die Regelungen zur Wahl und zur Amtszeit entsprechen denen fiir Werkstattradte.
Die regelmaBigen Wahlen finden alle vier Jahre in der Zeit vom 1. Oktober bis 30. November
statt, zuletzt im Jahr 2017.

Wie werden Frauenbeauftragte fortgebildet?

Frauenbeauftragte haben einen Anspruch auf Freistellung fiir Schulungs- und
BildungsmaBBnahmen an bis zu 15 Tagen pro Amtszeit; bei erstmaliger Wahrnehmung des
Amtes sogar auf bis zu 20 Tage pro Amtszeit.

1.4.3 Wer finanziert die Arbeit der Werkstattrate?

Das Bundesteilhabegesetz enthdlt in § 39 WMVO eine Neuregelung zur Finanzierung der
tiberortlichen Interessenvertretungen der Werkstattrate auf Landes- und auf Bundesebene. Die
Kosten fiir die Aufgaben dieser Interessenvertretungen haben die Werkstatten fiir behinderte
Menschen zu tragen. Diese haben ihrerseits gegeniiber den fiir die Leistungen im
Arbeitsbereich zustandigen Leistungstrdagern einen Anspruch auf Refinanzierung der Kosten im
Rahmen der zu treffenden Leistungs- und Vergiitungsvereinbarungen.

Das BMAS fordert zurzeit die Arbeit der Bundesvereinigung der Werkstattrate (Werkstattrate
Deutschland) aus Mitteln des Ausgleichsfonds. Diese Finanzierung lduft zum 31. Dezember
2018 aus.

Auf der BAG WfbM-Delegiertenversammlung beauftragten die Delegierten am 23. November
2017 mit groBBer Mehrheit den Vorstand der BAG WfbM, gemeinsam mit Werkstattrate
Deutschland (WRD) iiber eine auskémmliche Finanzierung ihrer Arbeit zu beraten. Dariiber
hinaus wird die BAG WfbM Werkstattrate Deutschland dabei unterstiitzen, eine
Vorgehensweise zur Sicherung der Finanzierung zu erarbeiten und entsprechende
Festlegungen zu treffen.
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Gleichzeitig verpflichtete sich die BAG WfbM mit dem Beschluss, bei gegebenenfalls
ausbleibender oder teilweise ausbleibender Finanzierung der Arbeit der WRD diese
Finanzierung fiir das Jahr 2019 in erforderlicher Hohe sicherzustellen.

1.4.4 Wer finanziert die Arbeit der Frauenbeauftragten?

Der Aufwand fiir die Tatigkeit der Frauenbeauftragten in Werkstatten (Fortzahlung des
Arbeitsentgeltes bei Freistellung, Fortbildungskosten) gehort zu den sogenannten
werkstattnotwendigen Kosten (§ 39 Absatz 1 WMVO). Diese Kosten werden von den
zustandigen Leistungstragern erstattet.

2 Budget fiir Arbeit

Mit dem Budget fiir Arbeit hat der Gesetzgeber eine Moglichkeit geschaffen, Menschen, die
einen Anspruch auf Teilhabe am Arbeitsleben im Arbeitsbereich einer Werkstatt haben, eine
alternative Beschaftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu ermoéglichen.

2.1 Wasist das Ziel der neuen Regelungen?

Das Budget fiir Arbeit verfolgt mehrere Ziele. Zum einen soll Menschen mit Behinderung
dadurch eine Alternative zur Werkstattbeschaftigung eréffnet werden. Es sollen
Wahlmaéglichkeiten zur Verfiigung stehen, damit sie ihr Wunsch- und Wahlrecht im Sinne der
UN-Behindertenrechtskonvention auch wirklich umsetzen kénnen.

Zum anderen geht es darum, mehr Menschen mit Behinderung reguldr auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt zu beschéftigen.

Eine dritte Uberlegung zielt darauf ab, Teilhabe am Arbeitsleben fiir Menschen attraktiv zu
machen, die sich im bisherigen System nicht wiedergefunden haben.

Ganz konkret nennt der Gesetzgeber in der Gesetzesbegriindung insbesondere drei
Zielgruppen:

1. Werkstattbeschaftigte, die die Werkstatt verlassen wollen.
2. Jugendliche mit Behinderungen, die im Rahmen ihrer beruflichen Orientierung fiir die
Zeit nach ihrer beruflichen Bildung ein Budget fiir Arbeit in Aussicht nehmen.
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3. Menschen mit einer psychischen Behinderung, die bereits heute dem Grunde nach
anspruchsberechtigt sind, aber nicht in der Werkstatt fiir behinderte Menschen
arbeiten wollen und deswegen gar keine Leistungen in Anspruch nehmen.

2.2 Wann treten die neuen Regelungen in Kraft?

Die Regelungen sind zum 01.01.2018 in Kraft getreten.

2.3 Wasregelt das Gesetz?

§ 61 SGB IX besagt, dass Menschen mit Behinderungen, die einen Anspruch auf
Werkstattleistung im Arbeitsbereich haben und denen ein sozialversicherungspflichtiges
sowie tarifvertraglich oder ortsiiblich entlohntes Arbeitsverhdltnis angeboten wird, ein Budget
flir Arbeit als Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben zusteht.

Grundsatzlich handelt es sich beim Budget fiir Arbeit — trotz einer
sozialversicherungspflichtigen Beschaftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt — um eine
Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben. Die Menschen bleiben trotz ihres Arbeitnehmerstatus
voll erwerbsgemindert.

Konkret umfasst das Budget fiir Arbeit einen Lohnkostenzuschuss an den Arbeitgeber, um die
Leistungsminderung des Menschen mit Behinderung auszugleichen. Dariiber hinaus sichert
das Budget ebenfalls die Aufwendungen fiir die wegen der Behinderung erforderliche
Anleitung und Begleitung am Arbeitsplatz.

2.4 Was gilt es besonders zu beachten?

2.4.1 Anspruchsberechtigter Personenkreis

Anspruchsberechtigt fiir das Budget fiir Arbeit ist, wer anspruchsberechtigt fiir Leistungen im
Arbeitsbereich einer Werkstatt ist. Dazu wiederum sind zundchst das Eingangsverfahren und
der Berufsbildungsbereich zu durchlaufen.

Hiervon kann abgewichen werden, wenn der Mensch mit Behinderungen bereits tiber die fiir

die in Aussicht genommene Beschiftigung erforderliche Leistungsfahigkeit verfiigt, die er
durch eine Beschiftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt erworben hat (§ 58 SGB IX).
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Das bedeutet, dass es moglich ist, mit der entsprechenden Vorqualifikation und bei einer
behinderungsbedingten dauerhaften vollen Erwerbsminderung ohne den
Berufsbildungsbereich zu durchlaufen in den Arbeitsbereich einer Werkstatt oder zu einem
anderen Leistungsanbieter zu gehen oder direkt ein Budget fiir Arbeit in Anspruch zu nehmen.

Es ist strittig, ob ein Durchlaufen des Eingangsverfahrens — ob in der Werkstatt oder bei einem
anderen Leistungsanbieter — nach dem Gesetzeswortlaut obligatorisch bleibt. Es ist aber
notwendig und sinnvoll festzustellen, welche Qualifikation bzw. Leistungsfahigkeit vorliegt
und welche Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben fiir den Menschen mit Behinderung in
Betracht kommen. Zudem muss ein Eingliederungsplan erstellt werden (vgl. § 3 WVO).

Eine anerkannte Schwerbehinderung ist nicht Voraussetzung, um fiir ein Budget fiir Arbeit
anspruchsberechtigt zu sein. Dies kann bei einer Beteiligung des Integrationsamtes bei der
Gewdhrung von Minderleistungsausgleich (Lohnkostenzuschuss) fiir den Arbeitgeber sowie bei
den Aufwendungen fiir die Anleitung am Arbeitsplatz zu Problemen fiihren.

Wechselt ein Werkstattbeschaftigter in ein Budget fiir Arbeit, fiihrt dies zur Veranderung seines
rechtlichen Status. Ein Beschaftigter im Budget fiir Arbeit ist Angestellter des jeweiligen
Unternehmens. Es besteht kein Rechtsverhdltnis zur Werkstatt. Nimmt ein vormals in einer
Werkstatt beschaftigter Mensch eine Beschéftigung im Budget fiir Arbeit auf, endet der
Werkstattvertrag.

Der Mensch mit Behinderung ist jetzt Arbeitnehmer, obgleich er dauerhaft voll
erwerbsgemindert bleibt. Das bedeutet, er bekommt einen (Tarif-)Lohn und zahlt danach seine
Sozialversicherungsbeitrage (Pflegeversicherung, Krankenversicherung, Rentenversicherung).
Eine Beitragspflicht in der Arbeitslosenversicherung besteht nicht.

Der Nachteilsausgleich des arbeitnehmerdhnlichen Rechtsverhdltnisses und auch der
Veranlagung in der Rentenversicherung, d. h. die Aufstockung der Rentenversicherungsbetrdge
auf 8o Prozent der mafigeblichen Grof3e in der Sozialversicherung, fallen weg. Es sollte daher
vor dem Wechsel in ein Budget fiir Arbeit verpflichtend eine eingehende auch rentenrechtliche
Beratung erfolgen. Grundsatzlich gilt aber, dass das Wunsch- und Wahlrecht des Menschen mit
Behinderung handlungsleitend ist.

Stand vom 28. Juni 2018 10/37



'I’J"J-:?"',

26 | BAG WfbM
Bundesarbeitsgemeinschaft
Werkstétten fiir behinderte Menschen e.V.

Fiir die Beschaftigung in Inklusionsbetrieben gibt es die Ausnahmeregelung, dass Wechsler
aus der Werkstatt in ein Budget fiir Arbeit ihren rentenrechtlichen Nachteilsausgleich behalten.

Regelungen die Erwerbsminderungsrente betreffend

Wadhrend der Beschaftigung im Budget fiir Arbeit liegt weiterhin volle Erwerbsminderung vor.
Das bedeutet, der Anspruch auf Rente wegen voller Erwerbsminderung nach § 43 Abs. 6 SGB VI
bleibt bestehen. Die Beitragszeiten, die wahrend eines Arbeitsverhdltnisses im Budget fiir
Arbeit zuriickgelegt werden, werden auf die Wartezeit von 20 Jahren angerechnet.

Wird wahrend einer Beschéftigung im Budget fiir Arbeit eine Rente wegen voller
Erwerbsminderung bezogen, bzw. tritt der Rentenfall wahrend einer Beschaftigung im Budget
flir Arbeit ein, ist das im Rahmen des Budgets fiir Arbeit erzielte Arbeitsentgelt als
Hinzuverdienst nach § 96a SGB VI zu beriicksichtigen.

Arbeitnehmerrechtliche Fragestellungen wie Kiindigungsschutz oder Leistungspflicht sollten
nicht grundsatzlich gegen einen Wechsel sprechen. Der Gesetzgeber hat fiir den Fall einer
Beendigung der Beschaftigung in einem Budget fiir Arbeit ein Riickkehrrecht in die Werkstatt
verankert (vgl. § 220 Abs. 3 SGB IX).

2.4.3 Ausstattung des Budgets

Die Arbeitgeber erhalten einen Minderleistungsausgleich (Lohnkostenzuschuss) sowie die
Aufwendungen fiir die Anleitung am Arbeitsplatz.

2.4.3.1  Minderleistungsausgleich (Lohnkostenzuschuss)

Der an den Arbeitgeber gerichtete Lohnkostenzuschuss kann bis zu 75 Prozent des gezahlten
Arbeitsentgeltes betragen. Dabei darf eine Obergrenze von 40 Prozent der monatlichen
BezugsgrofBe in der Sozialversicherung nach § 18 Absatz 1 SGB IV nicht iiberschritten werden.*
Eine Abweichung nach oben ist jedoch per Landesrecht moglich.

Sollte die Werkstatt bei einer Anbahnung eines Budgets fiir Arbeit in Verhandlungen mit
Leistungstragern involviert sein, so sollte mit Hinweis auf die nach wie vor bestehende volle

t Naheres zur aktuellen Bezugsgroe unter
http://www.bmas.de/DE/Themen/Rente/Rentenlexikon/B/bezugsgroesse.html
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Erwerbsminderung immer darauf gedrungen werden, den Minderleistungsausgleich voll
auszuschopfen.

Die Dauer des Lohnkostenzuschusses ist grundsatzlich unbefristet. Dies ist auch fiir die
Planbarkeit von Arbeitgeberseite sinnvoll. Gemaf den Regelungen zum Gesamtplan (§ 121 SGB
IX) wird die Mafinahme in der Regel fiir zwei Jahre bewilligt und dann fortlaufend gepriift und
ggf. verlangert.

Teilzeitregelungen sind moglich und teilweise sogar sinnvoll, um beispielsweise im
Rentenbezug geltende Zuverdienstgrenzen nicht zu {iberschreiten. Die Obergrenze des vom
Arbeitgeber gezahlten Entgeltes gilt dann analog fiir das Teilzeit-Entgelt.

2.4.3.2 Anleitung am Arbeitsplatz

Die Aufwendungen fiir die Anleitung am Arbeitsplatz sind nicht ndher definiert. An den
Leistungen konnen sich auch die Integrationsamter im Rahmen der begleitenden Hilfen im
Arbeitsleben beteiligen. Hierzu wurde der Leistungskatalog der Integrationsdamter in § 185
Absatz 3 um eine Nummer 6 erganzt.

Nach dem Grundsatz der Personenzentrierung sind die Aufwendungen fiir die Anleitung am
Arbeitsplatz individuell zu beurteilen und grundsatzlich nicht gedeckelt.

Das Budget fiir Arbeit steht damit grundsatzlich auch Menschen mit einem héheren
Unterstiitzungsbedarf offen, sofern sie ein Arbeitsangebot vorweisen kdnnen.

Es ist Aufgabe des Leistungstrdgers, eine Beteiligung des Integrationsamtes zu priifen und

auszugestalten. Dies soll im Hintergrund erfolgen und darf keinen Einfluss die Gewdahrung
eines Budgets fiir Arbeit haben.

2.4.4 Uberginge und Begleitung
Das Wunsch- und Wahlrecht des Menschen mit Behinderung ist immer ausschlaggebend bei
der Wahl der Beschaftigungsform. Der Leistungserbringer hat die Pflicht, Beschaftigte

umfanglich zu informieren, zu beraten und Moglichkeiten aufzuzeigen.

Werkstdtten sind gefordert, alle zur Verfiigung stehenden Instrumente fiir die Gestaltung einer
optimalen Teilhabeleistung zu nutzen. § 58 SGB IX definiert als Ziel der Leistungen im
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Arbeitsbereich unter anderem die Férderung des Ubergangs geeigneter Menschen mit
Behinderungen auf den allgemeinen Arbeitsmarkt durch geeignete Manahmen. Zu den
geeigneten MaBnahmen in diesem Sinne gehort es, Netzwerke und Partnerschaften mit
Arbeitgebern auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu nutzen und auszubauen. Dabei liegt es
nahe zu priifen, ob vorhandene Au3enarbeitspldtze/betriebsintegrierte Beschaftigungen
sinnvollerweise in Budgets fiir Arbeit umgewandelt werden kénnen. Ein besonderes
Augenmerk sollte aber darauf liegen, tatséchlich zusitzliche Ubergangsméglichkeiten unter
Einbezug des Budgets fiir Arbeit zu erschlief3en. Um dies zu erreichen, ist es auch sinnvoll, alle
im Trager zur Verfiigung stehenden Angebotsformen zu nutzen. Es ist generell méglich, das
Budget fiir Arbeit auch in Inklusionshetrieben anzubieten oder bei den Werkstatten selbst.

Wer die im Budget fiir Arbeit erforderliche Anleitung und Begleitung {ibernehmen soll oder
darf, ist weder in § 61 SGB IX noch in der Gesetzesbegriindung festgelegt. Grundsatzlich
konnen diese Leistung auch Werkstatttrdger erbringen. Es bietet sich aufgrund der Erfahrung
mit Begleitung von Beschaftigten auf AuBenarbeitspldtzen/betriebsintegrierten
Beschaftigungsverhaltnissen sogar an. Vertrauensverhdltnisse und bekannte Bezugspersonen
kénnen fiir den Erfolg eines Ubergangs entscheidend sein.

Werkstatten sollten sich hier konstruktiv einbringen und mit den jeweiligen Leistungstragern
iber einen entsprechenden Leistungstyp verhandeln. Die Vergiitung dieser Begleitungs- und
Anleitungsaufwendungen sollte sich an einer Pauschale mit Einzelfallaufschlag orientieren.
Dies hat den Vorteil, dass sowohl grundsatzliche Anforderungen (Mindestpauschale) als auch
besondere, individuell erforderliche Aufwendungen (Einzelfallaufschlag) abbildbar sind. Die
Leistungsvereinbarung sollte auch die Vorbereitung und ggf. Nachbereitung einer
Beschaftigung im Budget fiir Arbeit abbilden. Neben der Quantitdt der Anleitung und
Begleitung ist ebenfalls die Qualitat dieser Aufgabenwahrnehmung genau zu definieren. Eine
Orientierung hierzu bieten die Anforderungen der Werkstattenverordnung sowie die
entsprechenden Qualifikationsprofile des Fachpersonals (z. B. Job-Coaches; hier gibt es
unterschiedliche Ausgestaltungen in den Landern, u. a. Fachkréfte fiir berufliche Integration
(FBI) in Hessen).

Ein Teilhabeplanverfahren findet nach § 19 SGB IX immer dann statt, wenn Leistungen
mehrerer Leistungsgruppen oder Rehabilitationstrager erforderlich sind. In der
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Eingliederungshilfe ist ergdnzend zum Teilhabeplanverfahren ein Gesamtplanverfahren und
eine Gesamtplankonferenz vorgesehen.

3.1 Was ist das Ziel der neuen Regelungen?

Das Teilhabeplanverfahren soll Leistungen aus einer Hand gewdhren und die Nachteile des
gegliederten Systems der Rehabilitation fiir Menschen mit Behinderungen abbauen.

3.2 Wann treten die neuen Regelungen in Kraft?

Die Regelungen sind zum 01.01.2018 in Kraft getreten.

3.3 Wasregelt das Gesetz?

Ein Teilhabeplanverfahren findet nach § 19 SGB IX immer dann statt, wenn Leistungen
mehrerer Leistungsgruppen oder mehrerer Leistungstrager erforderlich sind. In der
Eingliederungshilfe ist erganzend zum Teilhabeplanverfahren ein Gesamtplanverfahren und
eine Gesamtplankonferenz vorgesehen.

3.4 Was gilt es besonders zu beachten?

3.4.1  Wie verhidlt sich das Teilhabeplanverfahren rechtlich zum Gesamtplan?

Das Verhdltnis von Teilhabeplanverfahren und Gesamtplan regelt § 21 SGB IX. Danach gelten
die Vorschriften fiir die Gesamtplanung erganzend, wenn der Trager der Eingliederungshilfe
der fiir die Durchfiihrung des Teilhabeplanverfahrens verantwortliche Leistungstrager ist.
Dabei ist das Gesamtplanverfahren ein Bestandteil des Teilhabeplanverfahrens.

Wenn ein Gesamtplan in der Eingliederungshilfe nach altem Recht erstellt wurde und kein
neuer Antrag gestellt wird, bleibt es bei der Geltungsdauer des "alten" Gesamtplans. Sobald
aber nach dem 1. Januar 2018 ein neuer Antrag gestellt wird, gilt fiir diesen Antrag das neue
Recht. Das bedeutet ein Teilhabeplan und ein Gesamtplan miissen erstellt werden.

Die Gesamtplanung kniipft damit an die Regelungen zur Teilhabeplanung fiir alle
Leistungstrager an.
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Im Rahmen der Gesamtplanung erstreckt sich die Bedarfsermittlung und -feststellung in
Umsetzung der Personenzentrierung auf alle Lebenslagen der Menschen mit Behinderungen.
Daher sind neben den ggf. einzubeziehenden anderen Leistungstragern auch die zustandigen
Pflegekassen und/oder die Trdger der Hilfe zur Pflege sowie die zustandigen Trager der Hilfe
zum Lebensunterhalt zu beteiligen. Personenzentrierung bedeutet fiir alle an der
Leistungsgewahrung und -erbringung Beteiligten, eine ganzheitliche Sichtweise einzunehmen.

Wadhrend der Teilhabeplan nur zu erstellen ist, soweit Leistungen verschiedener
Leistungsgruppen oder mehrerer Leistungstrager erforderlich sind, ist der Gesamtplan fiir jede
leistungsberechtigte Person und auch bei Einzelleistungen der Eingliederungshilfe zu
erstellen.

Wer verantwortlicher Leistungstrager ist, bestimmt sich kiinftig nach den Regelungen der
§§ 14, 15 SGB IX. Wie bisher auch ist also entweder der erst- oder der zweitangegangene
Leistungstrager fiir die umfassende Feststellung des Bedarfs und die Leistungserbringung
zustandig und somit als leistender Leistungstrager auch fiir die Durchfiihrung des
Teilhabeplanverfahrens verantwortlich. In der Regel wird dies die Bundesagentur fiir Arbeit
sein. Allerdings muss auch bei einem eigentlich nicht zustdandigen Leistungstrager ein
gestellter Antrag bearbeitet werden, wenn dieser den Antrag nicht innerhalb von 2 Wochen
weiterleitet. Dann ist dieser Trdger fiir das Teilhabeplanverfahren verantwortlich.

Nach § 20 SGB IX kann der fiir die Durchfiihrung des Teilhabeplanverfahrens verantwortliche
Leistungstrager zur gemeinsamen Beratung der Feststellungen zum Rehabilitationsbedarf eine
Teilhabeplankonferenz durchfiihren. Die Leistungsberechtigten, die beteiligten
Leistungstrager und die Jobcenter kénnen dem verantwortlichen Leistungstrager die
Durchfiihrung einer Teilhabeplankonferenz vorschlagen.

Diese sogenannten ,, Kann-Regeln“ bedeuten aber, dass der Leistungstrager die Durchfiihrung
einer Teilhabeplankonferenz ablehnen kann, und zwar dann,

1. wenn der zur Feststellung des Rehabilitationsbedarfs mafigebliche Sachverhalt

schriftlich ermittelt werden kann,
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2. wenn der Aufwand zur Durchfiihrung nicht in einem angemessenen Verhdltnis zum
Umfang der beantragten Leistungen steht oder

3. wenn eine Einwilligung nach § 23 Absatz 2 nicht erteilt wurde.

Wird von dem Vorschlag der Leistungsberechtigten auf Durchfiihrung einer
Teilhabeplankonferenz abgewichen, sind die Leistungsberechtigten iiber die dafiir
maflgeblichen Griinde zu informieren und hierzu anzuhéren.

3.4.4 Welche Rolle hat der Fachausschuss kiinftig?

Werkstdtten beschiftigt insbesondere die Frage, welche Rolle der Fachausschuss kiinftig im
Rahmen des Teilhabeplanverfahrens einnehmen wird. Das Bundesteilhabegesetz regelt
namlich, dass bei Durchfiihrung eines Teilhabeplanverfahrens eine Stellungnahme des
Fachausschusses entbehrlich ist und er nicht mehr tatig wird.

Die wichtige Frage, ob bei der Erstaufnahme in eine Werkstatt ein Teilhabeplanverfahren
stattfindet — und damit ein Tatigwerden des Fachausschusses unterbleibt — ist im Gesetz
vermeintlich klar geregelt. Nach § 19 SGB IX findet ein Teilhabeplanverfahren immer dann
statt, wenn Leistungen mehrerer Leistungsgruppen oder Leistungstrager erforderlich sind.
Dabei ist entscheidend, in welchen Fallen das Gesetz von mehreren Leistungstrdagern ausgeht.

Nach Auffassung des Bundesministeriums fiir Arbeit und Soziales (BMAS) ist dies bei der
Aufnahme in eine Werkstatt regelmafig der Fall. Das bedeutet, dass bei jeder Erstaufnahme in
die Werkstatt ein Teilhabeplanverfahren durchzufiihren ist und der Fachausschuss nicht tatig
wird.

3.4.5 Beteiligung der Leistungserbringer/Werkstédtten am Teilhabeplanverfahren

Es ist zu erwarten, dass die unterschiedlichen Interpretationen zum Thema
Teilhabeplanverfahren und Fachausschuss zu unterschiedlichen Landerregelungen fiihren
werden.

Fiir die praktische Arbeit in den Werkstdtten wird es vor allem darauf ankommen, dass die
Menschen mit Behinderung umfassend und direkt am Teilhabeplanverfahren beteiligt werden.
Genauso wichtig ist aber die Beteiligung der Leistungserbringer, also der Werkstatten, an
diesem Prozess. Diese miissen all ihre Beteiligungsmoglichkeiten ausschdpfen, um
gemeinsam mit den Menschen mit Behinderung passende Teilhabeleistungen zu erméglichen.
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Dies kann {iber eine Hinzuziehung der Werkstatten in die Teilhabeplankonferenz gelingen. Auf
Wunsch oder mit Zustimmung der Menschen mit Behinderung kann die Werkstatt an dieser
Konferenz beteiligt werden. Oftmals besteht schon vor Erstaufnahme in eine Werkstatt Kontakt
mit den Leistungsberechtigten, beispielsweise {iber Praktika. Hier ist es aus Sicht der
Werkstatten durchaus legitim und zielfiihrend, die Menschen mit Behinderung auf die
Beteiligungsmoglichkeit der Leistungserbringer an der Teilhabeplankonferenz hinzuweisen.

Das Vertragsrecht — also insbesondere die Regelungen zu den Vereinbarungen der
Leistungstrager mit den Leistungserbringern — ist einer der wesentlichen Eckpunkte eines
funktionierenden Unterstiitzungs- und Eingliederungssystems.

Ein Ziel des Bundesteilhabegesetzes war es, die Eingliederungshilfe aus dem System der
Sozialhilfe herauszuldsen. Dieser Systematik folgend findet sich das Eingliederungshilferecht,
das bisher im SGB XIl (Sozialhilfe) geregelt war, nun in Teil 2 des SGB IX (Rehabilitation und
Teilhabe behinderter Menschen) wider. Die Regelungen zum Vertragsrecht befinden sich
konkret in Kapitel 8 (§§ 123-134). Zudem werden auch die Regelungen des SGB Xll ab dem

1. Januar 2018 angepasst, damit bis zum 01.01.2020 eine Ubereinstimmung zwischen noch
giiltigem SGB XIl und ebenfalls giiltigem SGB IX sichergestellt ist.

Zusatzlich gibt es eine Reihe von Neuerungen, die unterschiedliche Zielrichtungen haben. Zum
einen findet der Paradigmenwechsel im BTHG auch im Vertragsrecht seinen Niederschlag. Der
Mensch und sein Bedarf stehen im Mittelpunkt. Folglich soll die Leistung, die zur
Bedarfsdeckung notwendig ist, vergiitet werden und nicht mehr die der Leistungserbringung
zu Grunde liegende Struktur bzw. Institution. Zum anderen schlagt sich im Vertragsrecht die
Zielsetzung nieder, die steigenden Kosten in der Eingliederungshilfe einzuddammen,
inshesondere {iber neue Vergiitungsgrundlagen, Wirtschaftlichkeitskriterien sowie Priif- und
Sanktionsrechte. Neben diesen Motiven werden vor allem die Aspekte Transparenz und
Steuerungshoheit/Steuerungsstarkung der Leistungstrager als wesentliche Treiber eines
verdnderten Vertragsrechts in der Gesetzesbegriindung zum Bundesteilhabegesetz
beschrieben. Das Vertragsrecht greift die Zielsetzungen des Gesetzgebers konsequent auf:
Herauslosung aus der Sozialhilfe, Personenzentrierung, Kostenvermeidung.
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Der Begriff ,,Sozialrechtliches Dreiecksverhdltnis“ beschreibt das Verhdltnis von
Anspruchsberechtigtem, Leistungserbringer und zustandigem Leistungstrager. Der
Anspruchsberechtigte (z. B. Werkstattbeschaftigter) hat gegen den zustandigen 6ffentlichen
Leistungstrédger (z. B. Eingliederungshilfetrager) einen Anspruch auf eine Leistung (z. B.
Leistungen im Eingangsverfahren, Berufsbildungsbereich oder Arbeitsbereich einer Werkstatt).
Der Leistungstrédger erbringt die Leistung nicht selbst. Er schlief3t mit Leistungserbringern (z. B.
Werkstdtten) einen Vertrag ab. Dieser sieht vor, dass der Anspruchsberechtigte vom
Leistungserbringer die konkrete Leistung bekommt. Der Leistungserbringer fiihrt die Leistung
aus. Dieser hat wiederum gegen den Leistungstrager einen Anspruch auf Kostenerstattung.
Durch das Bundesteilhabegesetz sind am Sozialrechtlichen Dreieck keine Anderungen
vorgenommen worden.

Die Regelungen treten grundsatzlich zum 01.01.2018 in Kraft.

Um einen entsprechenden Zeitraum zur geeigneten Uberfiihrung in das neue Vertragsrecht zu
gewihrleisten, hat der Gesetzgeber jedoch Ubergangsregelungen geschaffen. Diese finden
sich — im noch dafiir zustandigen SGB XIl — und besagen, dass laut § 139 SGB XII (in der
Fassung (i. d. F.) zum 01.01.2018) die am 31.12.2017 geltenden Rahmenvertrage bis zum
31.12.2019 in Kraft bleiben. Diese Ubergangsregelung gilt ebenso fiir die
Vergiitungsvereinbarungen. Das bedeutet, dass eine Neuverhandlung der
Landesrahmenvertrdage sowie der entsprechenden Einzelvereinbarungen spdtestens bis zum
01.01.2020 erfolgen muss. Bis dahin ist es moglich, Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben
auf Grundlage der ,alten*“ Vereinbarungen zu erbringen. Die Méglichkeit der Anpassung bzw.
Neuverhandlung der Vergiitungen bleibt davon unberiihrt und ist auf Verlangen einer
Vertragspartei moglich (§ 139 Absatz 2 SGB XIl i. d. F. zum 01.01.2018).

Das Gesetz trifft in den §§ 123-134 Regelungen zu den allgemeinen Grundsdtzen des
Vertragsrechts (§ 123). In weiteren Paragraphen finden sich Regelungen zu geeigneten
Leistungserbringern (§ 124), Inhalten der schriftlichen Vereinbarung (§ 125), Verfahren und
Inkrafttreten der Vereinbarung (§ 126), Verbindlichkeit der vereinbarten Vergiitung (§ 127),
Wirtschaftlichkeits- und Qualitatspriifung (§ 128), Kiirzung der Vergiitung (§ 129),
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auBerordentlichen Kiindigung der Vereinbarungen (§ 130), Rahmenvertragen zur Erbringung
von Leistungen (§ 131), abweichenden Zielvereinbarungen (§ 132), Schiedsstelle (§ 133) und
Sonderregelung zum Inhalt der Vereinbarungen zur Erbringung von Leistungen fiir
minderjdhrige Leistungsberechtigte und in Sonderfillen (§ 134).

Die Regelungen greifen alle Aspekte des bisherigen Vertragsrechts auf und ergdanzen bzw.
andern sie an bestimmten Stellen. Sie betreffen sowohl Leistungstrédger als auch
Leistungserbringer. Eine vollstandige Umsetzung des neuen Vertragsrechts muss bis zum 1.
Januar 2020 erfolgen. Spdtestens bis dahin miissen Rahmenvertrage sowie Leistungs- und
Vergiitungsvereinbarungen auf Grundlage des neuen Vertragsrechts vereinbart bzw. angepasst
werden.

4.4 Was gilt es besonders zu beachten?

Werkstadtten miissen kiinftig in der Lage sein, ihre Leistung und deren Wirkung genau zu
beschreiben und Komponenten des Leistungsgeschehens voneinander abzugrenzen. Nur so
kann eine personenzentrierte Bedarfsdeckung als Grundlage fiir die Vergiitung gestaltet
werden. Vor allem der neu eingefiihrte Begriff der Wirksamkeit der Leistung macht es
notwendig, die Merkmale einer wirksamen Werkstattleistung herauszuarbeiten und
methodisch und transparent zu dokumentieren.

Der Begriff der Wirksamkeit ist weder im Bundesteilhabegesetz noch in anderen
Regelungswerken ausreichend und klar beschrieben. Es muss zundchst in Kooperation mit den
Leistungstragern eine moglichst handhabbare und praxisorientiere Beschreibung erarbeitet
werden.

Die Leistungsbeschreibung und die Abgrenzung von Bestandteilen der Leistung sind auch vor
dem Hintergrund der Modularisierung/Trennung von Fachleistung und existenzsichernder
Leistung unumganglich.

4.4.1 Leistungsvereinbarungen

a) Inhalt der Leistungsvereinbarungen

Die Anforderungen der Leistungsbeschreibungen sind bis auf wenige Ausnahmen
deckungsgleich mit den bisherigen Regelungen im ,alten* Vertragsrecht des § 76 Absatz 1 SGB
XIl. Eine wesentliche Erweiterung stellt jedoch der Begriff der Wirksamkeit dar. Die
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Leistungsvereinbarung muss gemaf} § 125 Absatz 1 Nummer 1 SGB IX nicht nur Inhalt, Umfang
und Qualitat der Leistungen regeln, sondern auch die Wirksamkeit der Leistungen
beschreiben. Es ist daher bei der Erstellung von Leistungsvereinbarungen darauf zu achten,
den Begriff der Wirksamkeit und dessen konkreten Bezug zur Leistung darzulegen.
Entsprechende Grundlagen zum Begriff Wirksamkeit und dessen Operationalisierung sollten
daher idealerweise auf der Ebene der Landesrahmenvertrage erarbeitet und vereinbart werden.

Aufgrund der ebenfalls durch das BTHG ab 2020 vollzogenen Trennung der Fachleistungen von
den existenzsichernden Leistungen ist darauf zu achten, dass diese Auswirkungen auf die
Leistungsvereinbarungen haben werden. Das heif3t, dass der neue Zuschnitt der Leistung — die
Fachleistung — nun Grundlage der Leistungsvereinbarung ist.

Neben den inhaltlichen Erweiterungen der Leistungsvereinbarungen wurde zudem noch die
Méglichkeit der Anrufung der Schiedsstelle gemadf} § 126 Absatz 2 und 3 SGB IX erweitert. Dies
war bereits seit mehreren Jahren eine Forderung der Leistungserbringer, da in vielen Fallen die
bisher fehlende eindeutige Rechtsgrundlage dazu fiihrte, dass bei einem Dissens zwischen
Leistungstrager und Leistungserbringer jahrelange Rechtsstreitigkeiten gefiihrt werden
mussten, bis eine Leistungsvereinbarung geschlossen wurde. In diesem Zeitraum mussten
leistungsberechtigte Menschen mit Behinderung mit einer verminderten Leistungsqualitat
oder gar ohne Leistungen leben. Mit dem BTHG ist diese Gesetzesliicke nun geschlossen
worden. Kommt eine Vereinbarung zwischen Leistungserbringer und Leistungstrager nicht
zustande, entscheidet auf Antrag einer Partei eine unabhdngige Schiedsstelle mit der Mehrheit
ihrer Mitglieder iiber die strittigen Punkte. Im Unterschied zum bisher geltenden Recht sind
also ab 2018 sowohl die Vergiitungs- als auch die Leistungsvereinbarungen
schiedsstellenfahig.

Die Erweiterung der Schiedsstellenfahigkeit auch auf die Leistungsvereinbarung dient der
gleichgewichtigen Ausgestaltung des Vereinbarungsverfahrens. Durch die Vorschaltung des
Schiedsstellenverfahrens soll ein Interessenausgleich zwischen den Verhandlungspartnern
erzielt werden, ohne dass es eines zeitaufwendigen Gerichtsverfahrens bedarf. Die
Schiedsstelle hat als neutrale Stelle sowohl dem Interesse der Leistungstrdager an einer
ausreichenden und kostengiinstigen Versorgung der Leistungsberechtigten als auch dem
Interesse der Leistungserbringer an einer angemessenen Vergiitung ihrer Leistungen
Rechnung zu tragen. Wie das Bundesverfassungsgericht in einem Beschluss zum Vertragsrecht
festgestellt hat, kommt der Ubernahme der Kosten aus Mitteln der Sozialhilfe eine erhebliche

Stand vom 28. Juni 2018 20/37



o0 | BAG WfbM

Bundesarbeitsgemeinschaft

Werkstatten fiir behinderte Menschen e.V.

wirtschaftliche Bedeutung fiir den Leistungserbringer zu.z Entscheidungen der Schiedsstellen
zur Vergiitung der Leistungen sind daher aufgrund ihres in die Berufsfreiheit eingreifenden
Charakters an Artikel 12 Absatz 1 GG zu messen. Entsprechendes gilt fiir die Ubernahme der
Kosten durch die Leistungstrager. Auf der anderen Seite besteht ein {iberragendes Interesse
der Allgemeinheit daran, dass staatliche Mittel wirtschaftlich und sparsam eingesetzt werden.
Hieraus folgt fiir die Festsetzung durch die Schiedsstelle auch nach Ansicht des
Bundesverfassungsgerichts ein allgemeinverbindlicher Angemessenheitsmafistab, der auf den
entsprechenden Marktpreis abstellt und nicht an die unternehmerischen Entscheidungen des
Leistungserbringers gebunden ist. Gegen die Entscheidung der Schiedsstelle kann ohne ein
weiteres Vorverfahren Klage erhoben werden. Damit ist die Schiedsstellenentscheidung vom
Gesetzgeber als Verwaltungsakt ausgestaltet worden. Die Klage ist jedoch nicht gegen die
Schiedsstelle, sondern gegen den jeweiligen Verhandlungspartner zu richten. Die Gerichte
haben sich bei der Uberpriifung der dem Schiedsspruch zugrunde liegenden Abwigung
zwischen den betroffenen 6ffentlichen und privaten Belangen auf die Feststellung zu
beschrdnken, ob die Schiedsstelle die widerstreitenden Interessen der Vertragsparteien
ermittelt, alle fiir die Abwagung erforderlichen tatsachlichen Erkenntnisse gewonnen und die
Abwdgung in einem fairen Verfahren frei von Einseitigkeit vorgenommen hat.

Die Erarbeitung von Leistungsvereinbarungen sollte daher unter der besonderen
Beriicksichtigung von Kriterien und Inhalten erfolgen, die eine bestmogliche Eignung der
Leistungsvereinbarung in einem Schiedsstellenverfahren erméglichen. Wesentliche Kriterien
diirften dabei durch die Aspekte Objektivitat, Validitat und Transparenz gekennzeichnet sein.3

Im Rahmen des Vergiitungsrechts ergeben sich mehrere Neuerungen im Vergleich zum
bisherigen Recht. So soll u. a. die Vergiitung ab 2020 an Hand von Leistungspauschalen
erfolgen (§ 125 Absatz 3 Satz 1 SGB IX). Ebenfalls neu ist die Méglichkeit der Kiirzung der
Vergiitung durch den Leistungstrager, sofern Qualitdt und/oder Wirksamkeit der
Leistungserbringung nicht der Leistungsvereinbarung entsprechen (§ 129 SGB IX). Dariiber
hinaus erfordert zudem die Erarbeitung und Vereinbarung neuer Landesrahmenvertrage nach §
131 Absatz 1 SGB IX die Aktualisierung bzw. Neubestimmung einer Vielzahl von vergiitungs-
und leistungsrechtlichen Grundlagen (u. a. die Bestimmung von Hilfebedarfsgruppen, die

2 BVerfG, Nichtannahmebeschluss vom 1. September 2008 — 1 BvR 887/08.
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Festlegung von Personalrichtwerten, die Zuordnung der als werkstattspezifischen Kosten
typisierten Kostenarten und -bestandteile).

§ 125 Absatz 3 SGB IX vor, dass in Zukunft die Vergiitung in Form von neu zu kalkulierenden
Leistungspauschalen erfolgen soll. Dies bedeutet, dass die Vergiitung in Form eines Systems
aus Grundpauschale, Mahahmenpauschale und Investitionsbetrag spatestens zum 1. Januar
2020 von der neuen Systematik abgelost werden soll. Zwischen dem 1. Januar 2018 und dem
31. Dezember 2019 gibt es eine Ubergangsregelung, die in Artikel 12 des
Bundesteilhabegesetzes enthalten ist. Die dort formulierten Anderungen des SGB Xl zum 1.
Januar 2018 umfassen folglich einen hinzugefiigten § 139 SGB XII. In diesem ist in Absatz 1
geregelt, dass die bis zum 31. Dezember 2017 vereinbarten oder festgesetzten Vergiitungen bis
zum 31. Dezember 2019 gelten. Das bedeutet, dass auch die bisherige Systematik noch bis zu
diesem Datum gilt. Damit auch in den Jahren 2018 und 2019 Anpassungen in den Vergiitungen
stattfinden konnen, ermoglich es § 139 Absatz 2 SGB XII (i. d. F. zum 01.01.2018) zudem,
vereinbarte Vergiitungen auf Wunsch eines Vertragspartners nach zu verhandeln.

Leistungspauschalen miissen auch zukiinftig alle erforderlichen Kosten der
Leistungserbringung beinhalten und dabei sowohl alle strukturellen als auch
personenzentrierten Vergiitungselemente abbilden.

Die Bestimmungen zum Inhalt der Landesrahmenvertrage (§ 131 Absatz 1 SGB I1X) geben hierzu
bereits Anforderungen vor. Besonderes Augenmerk bei der Vereinbarung der Vergiitungen
sollte auf die sachliche Ausstattung (§ 125 Absatz 2 Nummer 2 SGB IX), die personelle
Ausstattung (§ 125 Absatz 2 Nummer 4 SGB IX) und die betriebsnotwendigen Anlagen (§ 125
Absatz 2 Nummer 6 SGB IX) gelegt werden. Diese sind Grundvoraussetzungen der
Werkstattleistung und bediirfen daher einer entsprechenden Vergiitung. Hierbei sollte
beriicksichtigt werden, dass selbst Leistungen fiir einzelne Beschdftigte sowie Teilleistungen
stets die Grundstruktur der Gesamtwerkstatt in Anspruch nehmen und diese daher einer
grundsatzlichen und somit strukturellen Finanzierung bediirfen.

Grundlegend verweist das neue Vertragsrecht auf eine zukiinftige Finanzierung im Rahmen von
Leistungspauschalen. Dennoch hat der Gesetzgeber auch hier eine Offnungsklausel
geschaffen. Denn nach § 125 Absatz 3 Satz 4 SGB IX kdnnen unter Beteiligung der
Interessenvertretungen der Menschen mit Behinderung andere geeignete Verfahren zur
Vergiitung und Abrechnung der Fachleistungen vereinbart werden. Diese Moglichkeit wird
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zusatzlich durch den Regelungsinhalt des § 132 SGB IX gestarkt, der den Leistungstragern und
Leistungserbringen ein gemeinsames Recht zur Erprobung neuer, zur Weiterentwicklung der
bestehenden Leistungs- und Finanzierungsstrukturen einraumt.

Die neuen Regelungen erdffnen die Moglichkeit zur Kiirzung der Vergiitung, sofern ein
Leistungserbringer gesetzliche oder vertragliche Verpflichtungen verletzt (§ 129 SGB IX).
Anhand welcher Kriterien eine Kiirzung vorzunehmen ist und ab wann diese {iberhaupt
aufgrund objektiver Kriterien statthaft ist, ist nicht klar vorgegeben. Es ist davon auszugehen,
dass diese Fragen auf individueller Ebene vor Ort zu kldren sind. Sofern entsprechende
Einigungen nicht zu erzielen sind, erfolgt eine Entscheidung durch die Schiedsstelle.

Eine wesentliche Frage des Vertragsrechts ist die nach der angemessenen Vergiitung. Hierbei
gilt der Grundsatz: Angemessen ist, was wirtschaftlich ist. Nach § 124 Absatz 1 SGB IX ist eine
Vergiitung dann wirtschaftlich, wenn diese im Vergleich mit der Vergiitung vergleichbarer
Leistungserbringer im Rahmen eines externen Vergleichs im unteren Drittel liegt. Dieser
Grundsatz kann jedoch durch zwei Ausnahmen durchbrochen und somit der Bedarf héherer
Vergiitungen begriindet werden.

1. Wenn ein tatsdchlicher und nachvollziehbar hoherer Aufwand zu einer Vergiitung
oberhalb des unteren Drittels fiihrt.

2. Wenn es aufgrund der Bezahlung tariflich vereinbarter Vergiitungen (oder von
Vergiitungen nach kirchlichen Arbeitsrechtsregelungen) des Personals zu einer iiber
dem unteren Drittel liegenden Vergiitung kommt.

Das neue Vertragsrecht verzichtet auf das Instrument der Priifungsvereinbarung. Ein
allgemeines Priifungsrecht wird installiert, das die Inhalte, den Umfang, die Wirtschaftlichkeit,
die Qualitat sowie die Wirksamkeit der Leistungen begutachten soll.

Das neue Priifrecht ist in § 128 des SGB IX niedergelegt und beinhaltet ein anlassbezogenes

Priifrecht. Im ersten Satz des Absatzes 1 verweist der Bundesgesetzgeber explizit darauf, dass
diese Priifungen nur erfolgen kdnnen, soweit tatsachliche Anhaltspunkte fiir eine sogenannte
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Nichterfiillung und/oder Nichteinhaltung gesetzlicher bzw. vertraglicher Pflichten besteht. Im
selben Absatz wird dieser Verweis jedoch relativiert, in dem den Bundesldandern eine
Abweichung von dieser Anlassbezogenheit eingeraumt wird. Soweit durch Landesrecht von der
Anlassbezogenheit abgewichen wird, ist zu hinterfragen, ob der rechtsstaatliche
VerhaltnismaBigkeitsgrundsatz gewahrt wird.

Es ist sowohlim Interesse der Leistungstrdger als auch der Leistungserbringer, dass die den
Priifungen zu Grunde liegenden Verfahren und Standards transparent und nachvollziehbar
sind. Zudem ist Sorge dafiir zu tragen, dass das Priifrecht mit einem ,,verhdltnismafiigen
Verwaltungshandeln® einhergeht und die Balance aus verbindlichen, allgemein giiltigen
Grundlagen und die fiir die Umsetzung in der Praxis notwendige Flexibilitat abbildet.

Um moglichst transparente und nachvollziehbare Priifungen durchfiihren zu konnen, miissen
verbindliche Festlegungen zu Priifungsprocedere und Priifumfang getroffen werden.
Wesentliche Grundlage ist dabei die zwischen dem Trager der Eingliederungshilfe und dem
Leistungserbringer getroffene Leistungsvereinbarung. Dariiber hinaus ist es notwendig,
Priifungsgrundlagen im Landesrahmenvertrag schriftlich zu fixieren.

Eine Priifvereinbarung sollte auch Regelungen zur moglichst einvernehmlichen Feststellung
des Priifergebnisses enthalten. Die vorldufigen Priifergebnisse sollten zeitnah (z. B. innerhalb
eines Monats) dem gepriiften Leistungserbringer tibermittelt werden. Dem Leistungserbringer
sollte eine Frist zur Stellungnahme eingerdumt werden. Auf diese Stellungnahme ist im
endgiiltigen Priifbericht einzugehen. Grundsatzlich sollte der endgiiltige Priifbericht zeitnah
innerhalb einer festen Frist erstellt werden. Der Werkstattrat ist von der Durchfiihrung der
Priifung bis zur Besprechung der Ergebnisse zu beteiligen. Uber die Behebung festgestellter
Abweichungen, ist idealerweise eine Vereinbarung abzuschlieBen.

Nach § 131 des neuen SGB IX sollen Rahmenvertrdage zwischen den Leistungstragern und den
Leistungserbringern geschlossen werden, die u. a. sowohl die ndhere Abgrenzung der den
Vergiitungspauschalen zu Grunde liegenden Kostenarten und -bestandteilen prazisieren als
auch die Festlegung von Personalrichtwerten sowie Grundsatze und Kriterien zu den Aspekten
Wirtschaftlichkeit, Qualitdat und Wirksamkeit beinhalten. Hierbei ist zu beachten, dass
bestehende Landesrahmenvertrdge nach Artikel 12 Bundesteilhabgesetz (§ 139 Absatz 3 SGB
Xll'i. d. F. zum 01.01.2018) bis zum 31. Dezember 2019 in Kraft bleiben, eine Neuvereinbarung
jedoch spatestens zum 1. Januar 2020 erfolgen muss.
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Bei der Erarbeitung und Vereinbarung der neuen Landesrahmenvertrage sollten insbesondere
die folgenden Aspekte beriicksichtigt werden:

a) Bestimmung der Abgrenzung der den Vergiitungspauschalen und -betrdgen zugrunde
zu legenden Kostenarten und -bestandteile sowie der Zusammensetzung der

Investitionsbetrdge (§ 131 Absatz 1 Nummer 1 SGB IX)

Da das bisherige Vergiitungssystem aus Grund- und Manahmenpauschale sowie
Investitionsbetrag nicht mehr weiterbestehen wird, ist eine neue Systematik erforderlich.
Diese muss sich durch eine Leistungspauschale auszeichnen, die alle Anforderungen an eine
moderne Werkstattleistung abzubilden vermag. Hierbei ist nicht nur die Uberleitung des alten
in das neue System zu begleiten, sondern auch das Thema der Abgrenzung der Fachleistungen
von den existenzsichernden Leistungen ist zu beriicksichtigen.

Die hierzu im Landesrahmenvertrag getroffenen Regelungen miissen daher in der Lage sein,
einerseits notwendige und fiir die Werkstattleistung substantielle Kosten abzubilden
(Grundstruktur), andererseits jedoch flexible Anpassungsmdoglichkeiten (individuelle
Zuschlage) zuzulassen.

b) Bestimmung liber Inhalt und Kriterien der Ermittlung und Zusammensetzung der
Leistungspauschalen und der Merkmale fiir die Bildung von Hilfebedarfsgruppen (§ 131
Absatz 1 Nummer 2 SGB IX)

Die Bildung von Hilfebedarfsgruppen ist auch im neuen Vertragsrecht vorgesehen. Eine
verbindliche Vorgabe zur Bildung von Hilfebedarfsgruppen ist abzulehnen. Vielmehr sollten
bei der Erstellung von Landesrahmenvertragen in den jeweiligen Bundeslandern die Vor- und
Nachteile dieser Moglichkeit objektiv betrachtet werden. Sofern die Bildung von
Hilfebedarfsgruppen vorgesehen ist, miissen dann auch im Sinne der Vergiitung
nachvollziehbare und fiir die Praxis handhabbare Umsetzungsvorschlage erarbeitet werden.
Eine Moglichkeit hierzu ware, z. B. die Summe aller fiir die Leistungserbringung notwendigen
Kosten so auf die Hilfebedarfsgruppen aufzuteilen, dass entsprechende, den
Hilfebedarfsgruppen zugeordnete Vergiitungspauschalen entstehen.
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¢) Bestimmung der Hohe der Leistungspauschale (§ 131 Absatz 1 Nummer 3 SGB IX)

Eine Festlegung der Hohe der Leistungspauschalen im Landesrahmenvertrag wirft Fragen
hinsichtlich der rechtlichen Konsequenz auf den Abschluss von Einzelvereinbarungen auf. Das
BMAS stellt hierzu klar ,,Rahmenvertrage nach § 131 SGB IX haben ebenso wie die
Rahmenvertrdage nach dem Recht des SGB XIl den Zweck, jeweils landesweit die wesentlichen
Bestandteile der Leistungen und der zu treffenden Vereinbarungen grundsatzlich zu regeln. Mit
Hilfe der Rahmenvertrdge soll vermieden werden, dass die Einzelverhandlungen zwischen dem
Leistungstrager und dem Leistungserbringer trotz gleicher Inhalte wesentlich voneinander
abweichen. Anhand der Vorfestlegungen im Rahmenvertrag haben die Vertragspartner im
Einzelfall die Inhalte und dabei auch die Hohe der Leistungen auch bzgl. der
Leistungspauschalen festzulegen.“«

Die tatsdchliche Festlegung der Vergiitung erfolgt damit nach wie vor im Rahmen der
Einzelvereinbarung zwischen Leistungstrdager und Leistungserbringer.

d) Bestimmung der Zuordnung der Kostenarten und Kostenbestandteile nach § 125 Absatz
4 Satz 1 SGB IX (§ 131 Absatz 1 Nummer 4 SGB IX)

Diese als werkstattspezifische Kosten bezeichneten Kostenkomponenten sind ein wichtiges
Element der Vergiitung, die Kosten abbilden, die — unter Beriicksichtigung der besonderen
Verhdltnisse in der Werkstatt und der dort beschiftigten Menschen mit Behinderungen — liber
die Kosten hinausgehen, die nach Art und Umfang in einem (klassischen)
Wirtschaftsunternehmen anfallen und dementsprechend durch den Leistungstrager
tibernommen werden miissen. Um fiir die Praxis handhabbare Regelungen anwenden zu
konnen, sollte im Landesrahmenvertrag eine entsprechende Ableitung dieser Kosten
beschrieben werden. Vereinfacht ist diese durch die Differenz aus den Gesamtausgaben mit
den Ausgaben, die sich:

1. aufgrund der Erfiillung der Aufgaben und der fachlichen Anforderungen ergeben
(entspricht der Hohe der Vergiitungen nach § 41 Absatz 3 Nummer 1 SGB IX)

2. aufgrund der wirtschaftlichen Betatigung ergeben (und {iblicherweise in einem
Wirtschaftsunternehmen entstehen; z. B. Ausgaben fiir Materialeinsatz) und

3. aufgrund der Beschaftigung von produktivitdatssteigernden Mitarbeitern ergeben,
abzubilden.

4 Antwort des BMAS vom 12. Juli 2017 auf die Anfrage der BAG WfbM vom 29. Juni 2017.
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e) Bestimmung von Personalrichtwerten zur personellen Ausstattung (§ 131 Absatz 1
Nummer 5 SGB IX)

Als sinnvoll wird hier eine beispielhafte — jedoch nicht abschlieBende — Auffiihrung der
personellen Ausstattung betrachtet. Eine verbindliche Festlegung diirfte dabei nicht geeignet
sein, vielmehr sollte die Bestimmung im Landesrahmenvertrag eine Grundlage darstellen, die
um flexible und individuelle Komponenten erganzt werden kann.

f) Bestimmung der Grundsdtze zu Wirtschaftlichkeit und Qualitdt sowie der Wirksamkeit
der Leistungen sowie Inhalt und Verfahren zur Durchfiihrung von Wirtschaftlichkeits-

und Qualitatspriifungen (§ 131 Absatz 1 Nummer 6 SGB IX)

Weitere — vor allem vor dem Hintergrund veranderter Priifrechte und ganzlich neu in das
Vertragsrecht eingefiihrter Begriffe — im Inhalt der Landesrahmenvertrage festzuhaltende
Grundlagen beziehen sich auf die Bestimmung der Grundsatze zu Wirtschaftlichkeit und
Qualitat sowie der Wirksamkeit der Leistungen sowie auf Inhalt und Verfahren zur
Durchfiihrung von Wirtschaftlichkeits- und Qualitatspriifungen. Die neu in das Vertragsrecht
eingefiihrten Priifungsrechte sowie veranderte bzw. neu hinzugekommene Priifungsaspekte
(u. a. Wirksamkeit der Leistungen) erfordern es, moglichst klare Grundlagen zu den Verfahren
von Priifungen im Landesrahmenvertrag zu vereinbaren.

g) Rolle der Menschen mit Behinderung bzw. deren Interessenvertretungen bei der

Erarbeitung des Landesrahmenvertrages

Nach § 131 Absatz 2 SGB IX kénnen Menschen mit Behinderung bzw. deren
Interessenvertretungen bei der Erarbeitung von Landesrahmenvertragen mitwirken. Das
bedeutet, dass die beteiligten Menschen mit Behinderungen umfassend iiber ihre Rechte und
Moglichkeiten zur Beteiligung aufgeklart und entsprechend zur Mitarbeit an der Erarbeitung
befdhigt werden miissen.

Gemaf § 125 Absatz 1 Nummer 1 SGB IX soll die Leistungsvereinbarung nicht nur Inhalt,
Umfang und Qualitdt der Leistungen regeln, sondern auch die Wirksamkeit der Leistungen
beschreiben. Bisher gibt es den Begriff der Wirksamkeit nicht. Es ist daher bei der Erstellung
von Leistungsvereinbarungen darauf zu achten, den Begriff der Wirksamkeit und dessen
konkreten Bezug zur Leistung entsprechend darzulegen.
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Mdégliche Interpretationen zum Begriff Wirksamkeit gibt es sicher viele, fraglich ist, welche
dieser Perspektiven im Kontext der Teilhabe am Arbeitsleben am sinnvollsten erscheinen.
»Ubersetzt“ man den Wirksamkeitsbegriff in die Praxis, so wird schnell klar, dass dieser
sowohl quantitative als auch qualitative Merkmale in sich vereinen kann. Deutlich wird hierbei
jedoch auch, dass eine ausschlieBliche Ubersetzung des Begriffs Wirksamkeit in rein
quantifizierbare Anséatze nicht moglich ist. Vielmehr miissen qualitative Ansdtze und Konzepte
in den Mittelpunkt der Betrachtung gestellt werden. Sinnvoll ware es hierbei z. B. den Begriff
Wirksamkeit anhand des Aspektes der Fachlichkeit — also der konsequenten und individuellen
Anwendung von Wissen und aktueller Standards — abzuleiten. Dabei sollte nicht die einmalige
Uberpriifung eines Wissenstandes oder eines Entwicklungsziels im Vordergrund stehen,
sondern ein langfristiger und kontinuierlicher Wirkungsdialog ermoglicht werden.

5 Modularisierung

Der Begriff der Modularisierung beschreibt den Prozess der Gliederung bzw. Aufteilung der
Gesamtleistung — in diesem Falle der Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben in Werkstdtten — in

mehrere Teilleistungen bzw. Module.

5.1 Was ist das Ziel der neuen Regelungen?

Das Bundesteilhabegesetz ermoglicht mit § 62 Absatz 1 SGB IX ein Wunsch- und Wahlrecht des
Menschen mit Behinderung zwischen anerkannter Werkstatt fiir behinderte Menschen und
anderen Leistungsanbietern. Dieses umfasst, dass Menschen mit Behinderung nicht nur
zwischen Werkstatten fiir behinderte Menschen und anderen Leistungsanbietern als Erbringer
der Leistungen auswadhlen konnen, sondern auch, dass Teile der Leistung (Module) auf Wunsch

auch in Kombination von mehreren Leistungserbringern erbracht werden kénnen.

Sofern Teilleistungen im Verantwortungsbereich einer Werkstatt fiir behinderte Menschen oder
eines anderen Leistungsanbieters erbracht werden, so bedarf die Leistungserbringung der

Zustimmung des unmittelbar verantwortlichen Leistungsanbieters (§ 62 Absatz 2 SGB IX).

5.2 Wann treten die neuen Regelungen in Kraft?

Die Regelungen sind zum 01.01.2018 in Kraft getreten.
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5.3 Was regelt das Gesetz?

§ 62 SGB IX nimmt beim Wunsch- und Wahlrecht des Menschen mit Behinderung Bezug auf
§ 57und § 58 SGB IX. § 57 SGB IX regelt die Leistungen im Eingangsverfahren und
Berufsbildungsbereich einer Werkstatt, § 58 SGB IX die Leistungen im Arbeitsbereich. In der
Konsequenz bedeutet dies, dass Menschen mit Behinderung beispielsweise den
Berufsbildungsbereich in einer Werkstatt und den Arbeitsbereich bei einem anderen

Leistungsanbieter in Anspruch nehmen kdnnen — oder umgekehrt.

5.4 Was gilt es besonders zu beachten?

5.4.1 Definition von Modulen

Die Leistungserbringer miissen moglichst genau definierte Module beschreiben und im

Vertragsrecht verankern, um diese anbieten zu kdnnen.

Bei der Modularisierung des bisherigen Gesamtangebotes steht die Frage nach der Ableitung
geeigneter Module im Zentrum. Diese erfordert eine Betrachtung der momentanen
Gesamtleistung zur Teilhabe am Arbeitsleben in Werkstatten und eine damit verbundene
entsprechende ,,Aufteilung” in verschiedene, miteinander kombinierbare Teilleistungen — den

sogenannten Modulen.

Folgende Teilleistungen bzw. Module mit den entsprechenden Inhalten und Charakteristika

lassen sich ableitens:

1) Eingangsverfahren
Die Inhalte dieses Moduls umfassen die Leistungen zum Eingangsverfahren nach
den gesetzlichen Grundlagen (§ 57 Absatz 1 Nummer 1 SGB IX sowie § 3 WVO) sowie

den Vorgaben der Bundesagentur fiir Arbeit (Fachkonzept) und den

5 Uberlegungen und regionale Umsetzungsmodelle zur Modularisierung des Angebotes zur Teilhabe am
Arbeitsleben gibt es bereits seit mehreren Jahren. Daher greifen die im hier erarbeiteten Module inshesondere die
Konzeption des durch das BMAS-geforderte Projekt ,,WerkstattBudgets (2009 — 2010)“ auf und ergénzen diese um

weitere Aspekte.
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Durchfiihrungskonzepten der Leistungserbringer. Die Leistungen dienen der
Feststellung, ob die Werkstatt fiir behinderte Menschen die geeignete Einrichtung
ist sowie welche Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben (sowie moglicherweise
unterstiitzende Leistungen) fiir den Menschen mit Behinderungen in Betracht

kommen.

Die Inhalte dieses Moduls umfassen die Leistungen zum Berufsbildungsbereich
nach den gesetzlichen Grundlagen (§ 57 Absatz 1 Nummer 2 SGB IX sowie § 4 WVO)
sowie den Vorgaben der Bundesagentur fiir Arbeit (Fachkonzept) und den
Durchfiihrungskonzepten der Leistungserbringer. Die Malnahmen im
Berufsbildungsbereich (EinzelmaBnahmen und Lehrgédnge) dienen der
Verbesserung der Teilhabe am Arbeitsleben unter Einbezug angemessener
Maflnahmen zur Weiterentwicklung der Personlichkeit des behinderten Menschen.
Ziel ist es, die Anschlussfahigkeit an anerkannte Berufsausbildungen zu erhGhen
sowie die Durchldssigkeit auf den allgemeinen Arbeitsmarkt und in andere
Leistungsangebote der Teilhabe am Arbeitsleben zu verbessern. Grundlage dafiir
ist eine Anlehnung der beruflichen Bildung an anerkannte Berufsausbildungen.
Zudem sollte die erfolgreiche Absolvierung des Berufsbhildungsbereiches sowie

zusatzlicher Bildungsinhalte durch Zertifikate bestatigt werden.

Die Inhalte dieses Moduls umfassen Leistungen, die insbesondere in § 58 Absatz 2
Nummer 1 SGB IX sowie § 5 WVO gesetzlich geregelt sind. Somit er6ffnen sie die
Aufnahme, Ausiibung und Sicherung einer der Eignung und Neigung des Menschen
mit Behinderung entsprechenden Beschaftigung. Dies umfasst ein méglichst
breites Angebot an Arbeitsplatzen, die sowohl der unterschiedlichen
Leistungsfahigkeit, der Art und Schwere der Behinderung aber auch der Eignung
und Neigung der Menschen mit Behinderung groBtmoglich Rechnung tragen. Dabei
ist die Leistungserbringung unabhdngig vom Ort zu betrachten und kann somit
sowohl in den Rdaumlichkeiten der Werkstatt als auch in Unternehmen des
allgemeinen Arbeitsmarktes im Rahmen ausgelagerter Einzelarbeitsplatze und

Auflenarbeitsgruppen erfolgen.
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4) Berufliche Bildung im Arbeitsbereich
Die Inhalte dieses Moduls umfassen Leistungen, die insbesondere in § 58 Absatz 2
Nummer 2 SGB IX NEU sowie § 5 Absatz 3 WVO gesetzlich dargelegt sind. Sie bieten
die Moglichkeit zu einer kontinuierlichen Weiterqualifizierung iiber den
Berufsbildungsbereich hinaus. Sie beinhalten die gezielte Forderung und den
Erwerb besonderer berufsqualifizierender Kompetenzen. Die Leistungen kdnnen
inhaltlich arbeitsplatzgebunden oder unabhdngig vom spezifischen
Beschaftigungsplatz erbracht werden (z. B. Qualifizierungskurse, Kurse zum Erwerb
von bestimmten Berechtigungsscheinen). Beispielhaft ist hier die Moglichkeit der
Weiterqualifizierung iber harmonisierte Bildungsrahmenpldne, die sich an

anerkannten Berufsausbildungen orientierten, aufzufiihren.

5) Personliche Forderung und Weiterentwicklung der Personlichkeit
Die Inhalte dieses Moduls umfassen Leistungen, die insbesondere in § 58 Absatz 2
Nummer 2 SGB IX sowie § 5 Absatz 3 WVO gesetzlich dargelegt sind. Sie verfolgen
im Rahmen arbeitsbegleitender MaBinahmen das Ziel, die Leistungsfahigkeit der
Menschen mit Behinderungen zu erhalten oder zu erhéhen und die Personlichkeit
weiter zu entwickeln. Damit die entsprechenden Angebote einen Bezug zur Teilhabe
am Arbeitsleben aufweisen, miissen klare Zielvorgaben und Intentionen als
Grundlage der Angebote dienen. Diese sollten vor allem anhand des Kriteriums der
Befdhigung abgeleitet werden. Im Unterschied zu Modul 4 vermitteln die Inhalte

dieses Angebotes jedoch allgemeine Kenntnisse.

6) Forderung des Ubergangs aus der Werkstatt fiir behinderte Menschen auf den
allgemeinen Arbeitsmarkt
Die Inhalte dieses Moduls umfassen die Leistungen zur Férderung des Ubergangs
nach den gesetzlichen Grundlagen § 58 Absatz 1 Nummer 3 SGB IX sowie § 5 Absatz
4 WVO und ggf. den individuellen vertraglichen Vereinbarungen zwischen dem
Leistungstrager und Leistungserbringer. Das Modul beinhaltet vor allem besondere
Forderangebote, die Anfertigung und Umsetzung individueller Forderplane sowie
Moglichkeiten zur Erprobung von Tatigkeiten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt in

Form von Praktika und ausgelagerten Arbeitspldatzen. Grundlegendes Element des
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Angebots ist eine kontinuierliche Férderung und Hinfiihrung zur Beschaftigung auf

dem allgemeinen Arbeitsmarkt.

7) Beforderungsleistungen
Die Inhalte dieses Moduls umfassen die Befoérderungsangebote gem. § 8 Absatz 4
WVO. Diese dienen dazu, eine entsprechende Beférderung zum Bildungs- bzw.
Beschaftigungsort oder zwischen verschiedenen Bildungs- und

Beschaftigungsorten zu ermoglichen.

Alle Module werden personenzentriert und damit teilhabebedarfsbezogen erbracht. Ein
etwaiger Mehrbedarf an Assistenz und/oder pflegerischen Leistungen wird daher nichtim
Rahmen eines weiteren Moduls veranschaulicht, sondern muss als Kriterium bei allen Modulen

Beriicksichtigung finden.

Da bei der Modularisierung eine exakte Aufteilung von Overheadkosten im Rahmen der Module
nicht immer moglich ist und zudem einige Leistungen nur angeboten werden kdnnen, sofern
bestimmte Strukturen vorhanden sind, muss diese Perspektive aus Sicht der
Leistungserbringer stets beriicksichtigt werden. Dies ldasst sich am Beispiel der Aktivitdaten im
Bereich Unternehmensfiihrung und Verwaltung exemplarisch veranschaulichen. Es ist
erforderlich, alle dort anfallenden Aktivitdten so bei den einzelnen Modulen zu

beriicksichtigen, dass eine leistungsgerechte Vergiitung erzielt werden kann.

5.4.2 Wer ist der unmittelbar verantwortliche Leistungstrager?

Fraglich ist, ab wann ein Leistungserbringer als unmittelbar verantwortlich gilt und welche
Kriterien eine derartige Einordnung abgrenzen. Das BMAS verweist darauf, dass die Frage nach
der unmittelbaren Verantwortlichkeit von der individuellen Fallkonstellation abhangt. Zur
Verdeutlichung wird auf ein Beispielszenario verwiesen, in dem ein Beschéftigter bereits
Leistungen in einer Werkstatt erhdlt und nun zusatzlich Leistungen bei einem anderen Anbieter
in Anspruch nehmen méchte. In diesem Szenario sei die Werkstatt auch nach dem Hinzuziehen
des anderen Anbieters der grundsatzlich verantwortliche Leistungserbringer.¢ Es ist daher

davon auszugehen, dass die Bestimmung im Einzelfall sowohl daran erfolgt, bei wem der

6 Antwort des BMAS vom 12. Juli 2017 auf die Anfrage der BAG WfbM vom 29. Juni 2017.
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Mensch mit Behinderung bereits Leistungen erhalt und bei welchem Leistungserbringer der

tiberwiegende (im Sinne des Umfangs) Teil der Leistung erbracht wird.

Grundsatzlich ist daher davon auszugehen, dass der verantwortliche Leistungserbringer immer
derist, bei dem eine Beschaftigung im Sinne einer,,angemessenen Beschaftigung im
Arbeitsbereich“ erfolgt. Dies ist dann auch der Leistungserbringer, der fiir die im
Arbeitsbereich beschaftigten Menschen mit Behinderungen ein Arbeitsentgelt sowie ein
Arbeitsforderungsgeld auszahlt und bei dem der Mensch mit Behinderungen sein
arbeitnehmerdhnliches Rechtsverhdltnis ausiibt. Gestiitzt wird diese Annahme durch den
Wortlaut der §§ 62 und 60 SGB IX.

5.4.3 Modularisierung im Kontext des Vertragsrechts

Auch fiir modularisierte Leistungen gilt: Keine Leistung ohne Leistungsvereinbarung und keine
Vergiitung ohne entsprechende Vergiitungsvereinbarung.

In den Leistungsvereinbarungen miissen sowohl die Gesamtleistung als auch die einzelnen
Module als Grundlage der Vergiitungsvereinbarung klar definiert werden, um die
leistungsgerechte Verpreislichung der Teilleistungen — sprich der Module — zu erméglichen. In
diesem Sinne sind auch die Vergiitungsvereinbarungen anzupassen. Dariiber hinaus wdre es
empfehlenswert, Grundsdtze zur Modularisierung und Inhalte der Module bereits im

Landesrahmenvertrag festzuhalten.

6 Trennung der Fachleistungen von den existenzsichernden Leistungen am Beispiel des
Mittagessens in Werkstétten fiir behinderte Menschen

Einer der wesentlichen Inhalte des Bundesteilhabegesetzes umfasst die Trennung der
Fachleistungen von den existenzsichernden Leistungen. Dies fiihrt zu Auswirkungen im Bereich
der gemeinschaftlichen Mittagsversorgung in Werkstatten (§ 42b Absatz 2 SGB Xl i. d. F. zum
01.01.2020 und § 113 Absatz 4 SGB IX NEU).
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6.1 Was ist das Ziel der neuen Regelungen?

Um die Personenzentrierung der Eingliederungshilfe zu vollziehen, wird zukiinftig eine
Zuordnung einzelner Leistungsbestandteile ausgehend vom notwendigen
Unterstiitzungsbedarf bei der Alltagsbewiltigung (=Fachleistung) oder den existenzsichernden

Leistungen zum Lebensunterhalt erfolgen.

Ausdruck findet dies in verschiedenen Stellen des Gesetzes und damit in verschiedenen

Bereichen der Teilhabeleistungen von Menschen mit Behinderung.

6.2 Wann treten die Regelungen in Kraft?

Die mit dem Bundesteilhabegesetz geschaffenen Regelungen fiihren dazu, dass das

Mittagessen ab dem 01.01.2020 in mehrere ,,Bestandteile* aufgespalten wird.

6.3 Wasregelt das Gesetz?

Die im Mittagessen enthaltenen existenzsichernden Leistungen — also die Lebensmittelkosten
(Materialeinsatz) — werden dem Lebensunterhalt und somit der Grundsicherung nach SGB XlI
zugeordnet. Grundlage dieser Zuordnung ist der § 42b Absatz 2 SGB XIl i. d. F. zum 01.01.2020.
Dieser fiihrt einen neuen sogenannten Mehrbedarf fiir Mehraufwendungen bei
gemeinschaftlicher Mittagsverpflegung (in Werkstétten und bei anderen Leistungsanbietern)

ein.

Das bedeutet, dass Werkstattbeschdftigte, die Leistungen der Grundsicherung nach SGB XII
beziehen, Anspruch auf einen pauschalierten Wert zur Mittagsverpflegung haben. Konkret ist
hierfiir ein Betrag von 2,23 Euro je Mittagessen vorgesehen. Dieser berechnet sich anhand des
nach § 2 Absatz 1 Satz 2 Sozialversicherungsentgeltordnung angegebenen Monatswertes fiir
ein Mittagessen (Jahr 2018: 97 Euro monatlich und 3,23 kalendertaglich) und einer
Eigenbeteiligung der Leistungsberechtigten von einem Euro. Die Eigenbeteiligung von einem
Euro liegt damit niedriger als die bisherigen Anrechnungen des Mittagessens auf die

Grundsicherung.
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Die im Zusammenhang mit der Zubereitung und Bereitstellung des Mittagessens entstehenden
Kosten sind hingegen weiterhin den Fachleistungen der Eingliederungshilfe zuzuordnen (§ 113
Absatz 4 SGB IX NEU). Daher sind diese auch im Rahmen des Kostensatzes von den Trdagern der
Eingliederungshilfe zu vergiiten. Hierzu zdhlen die erforderliche sachliche und raumliche
Ausstattung sowie die erforderlichen betriebsnotwendigen Anlagen, aber auch das zur

Zubereitung des Mittagessens notwendige Personal.

6.4 Was gilt es besonders zu beachten?

Werkstatten sollten friihzeitig die mit der Trennung von Fachleistungen und
existenzsichernden Leistungen einhergehenden Auswirkungen und Wechselwirkungen auf ihre

Angebote betrachten.

Grundsatzlich bleibt das Mittagessen auch nach Inkrafttreten der Neuregelungen fester —
jedoch neu zugeschnittener — Bestandteil der Eingliederungshilfe und somit auch der
Werkstattleistung. Deutlich wird dies vor allem in § 113 Absatz 4 SGB IX NEU, in dem auf die
Bereitstellung einer gemeinschaftlichen Mittagsverpflegung verwiesen wird, deren
Fachleistungsanteil auch weiterhin von den Leistungstragern finanziert werden muss.
Praktisch bedeutet dies jedoch, dass die bisher fiir das Mittagessen im Vergiitungssatz
enthaltenen Lebensmittelkosten aus der Vergiitung entfallen. Die Werkstatt wird jedoch
gegeniiber dem Kostentrdger die im Zusammenhang mit der Zubereitung und Bereitstellung
des Mittagessens relevanten Kostenbestandteile geltend machen kdnnen. Alle weiteren Kosten
miissen {iber einen von der Werkstatt festzulegenden Preis gedeckt werden, den die

Werkstattbeschaftigten fiir das Mittagessen zahlen.

6.4.1 Was bedeutet das fiir das Leistungsangebot und die Leistungsabrechnung und
welches Angebot muss bereitgestellt werden?

Werkstatten miissen auch weiterhin ein Mittagessen anbieten. Jedoch dndern sich die
Verglitungszusammensetzung sowie der tatsachliche Zahlungsverkehr. Denn mit der neuen
Regelung werden alle Werkstattbeschaftigen im Bereich der gemeinschaftlichen
Mittagsverpflegung zu Selbstzahlern. Wahrend die Werkstattbeschaftigten, die Anspruch auf

Grundsicherung nach SGB XIl haben, das Mittagessen unter Einsatz des neu geregelten
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Mehrbedarfes einkaufen konnen, miissen alle anderen diese Kosten fiir das Mittagessen selbst

tragen.

Um weiterhin ein addquates Mittagessen in der Werkstatt sicherzustellen, miissen sowohl die
Werkstatten als auch die Trager der Eingliederungshilfe tragfahige Angebote und
Finanzierungen ermdglichen. Es ist Aufgabe der Werkstatten attraktive Verpflegungsangebote
vorzuhalten, die in der Regel einen Kostenanteil fiir die Lebensmittel von 3,23 Euro (Stand:

2018) nicht iiberschreiten.

Die tiber die Lebensmittelkosten hinausgehenden Kosten, also die Fachleistung des
Mittagessens im Sinne des § 113 Absatz 4 SGB IX NEU, miissen durch die Trager der
Eingliederungshilfe finanziert werden. Zudem ist es hierbei sinnvoll, den aufgrund der neuen
Regelungen entstehenden Verwaltungsaufwand im Rahmen einer Anpassung der
Verwaltungsstellenschliissel in den von den Kostentrdagern zu erstattenden Vergiitungssatz

einzupreisen.

Die Beschaftigten konnen grundsatzlich frei entschieden, ob sie ihr Geld fiir das Mittagessen
in der Werkstatt oder anderswo einsetzen. Dies kann bei den Werkstatten unter anderem zu
Problemen bei der Kalkulation fiihren. Hier kbnnen Monatspauschalen oder

Abonnementsangebote hilfreich sein.

In der Begriindung zu § 113 SGB IX NEU verweist der Gesetzgeber darauf, dass Menschen mit

Behinderung bei der Zubereitung des Mittagessens beteiligt werden sollen.

6.4.2 Information der Werkstattbeschiftigten

Um die Werkstattbeschdftigten umfassend {iber ihre Wahlmoglichkeiten zu informieren, sollten

die neuen Regelungen in leichte Sprache {ibersetzt werden.

Von besonderer Herausforderung diirfte dabei die Veranschaulichung der ,,neuen“
Zahlungsstrome und Mehrbedarfe bzw. Eigenanteile sein. Es ist daher zu empfehlen, hierzu

bereits friihzeitig entsprechende Konzepte und Informationsansdtze zu erarbeiten.
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6.4.3 Steuerliche Betrachtung

Da das Mittagessen aufgrund der neuen Regelungen nicht mehr Bestandteil der Vergiitung ist,
sondern auf der Grundlage von individuellen Kaufvertragen ausgegeben wird, stellen sich
Fragen zur umsatzsteuerlichen Behandlung. Nach momentanem Kenntnisstand ist jedoch
davon auszugehen, dass die Abgabe bzw. der Verkauf des Mittagessens an die
Werkstattbeschaftigten (und das betreuende Personal) nach wie vor umsatzsteuerfrei bleibt.
Zwar kommt es wie eingangs dargelegt zu einer Aufgliederung des Mittagessens im
leistungsrechtlichen Sinne. Das Mittagessen als solches bleibt jedoch fester Bestandteil der

Fachleistung und ist somit auch aus umsatzsteuerrechtlicher Perspektive derart zu bewerten.

Unberiihrt hiervon sind die Abgabe bzw. der Verkauf von Mittagessen und weiteren Speisen an
Externe gesondert zu betrachten. Diese fiihrt sehr wohl zu einer Umsatzbesteuerung, die i.d.R.
und je nach Ausprdgung der Leistungserbringung im Rahmen des ermafiigten

Umsatzsteuersatzes erfolgt.

Stand vom 28. Juni 2018 37/37




	1 Werkstätten-Mitwirkungsverordnung
	1.1 Was ist das Ziel der neuen Regelungen?
	1.2 Wann treten die neuen Regelungen in Kraft?
	1.3 Was regelt das Gesetz?
	1.4 Was gilt es besonders zu beachten?
	1.4.1 Mehr Mitbestimmung – was bedeutet das?
	1.4.2 Welche Aufgaben haben Frauenbeauftragte?
	1.4.3 Wer finanziert die Arbeit der Werkstatträte?
	1.4.4 Wer finanziert die Arbeit der Frauenbeauftragten?


	2 Budget für Arbeit
	2.1 Was ist das Ziel der neuen Regelungen?
	2.2 Wann treten die neuen Regelungen in Kraft?
	2.3 Was regelt das Gesetz?
	2.4 Was gilt es besonders zu beachten?
	2.4.1 Anspruchsberechtigter Personenkreis
	2.4.2 Rechtsstatus der Menschen mit Behinderung
	2.4.3 Ausstattung des Budgets
	2.4.3.1 Minderleistungsausgleich (Lohnkostenzuschuss)
	2.4.3.2 Anleitung am Arbeitsplatz

	2.4.4 Übergänge und Begleitung


	3 Teilhabeplanverfahren/Fachausschuss
	3.1 Was ist das Ziel der neuen Regelungen?
	3.2 Wann treten die neuen Regelungen in Kraft?
	3.3 Was regelt das Gesetz?
	3.4 Was gilt es besonders zu beachten?
	3.4.1 Wie verhält sich das Teilhabeplanverfahren rechtlich zum Gesamtplan?
	3.4.2 Wer ist für die Durchführung des Teilhabeplanverfahrens verantwortlich?
	3.4.3 Wann findet eine Teilhabeplankonferenz statt?
	3.4.4 Welche Rolle hat der Fachausschuss künftig?
	3.4.5 Beteiligung der Leistungserbringer/Werkstätten am Teilhabeplanverfahren


	4 Vertragsrecht
	4.1 Was ist das Ziel der neuen Regelungen?
	4.2 Wann treten die neuen Regelungen in Kraft?
	4.3 Was regelt das Gesetz?
	4.4 Was gilt es besonders zu beachten?
	4.4.1 Leistungsvereinbarungen
	4.4.2 Vergütungsrecht und Vergütungsvereinbarungen
	4.4.3 Prüfrecht und Prüfkriterien
	4.4.4 Erarbeitung und Vereinbarung neuer Landesrahmenverträge
	4.4.5 Umsetzung des Themas Wirksamkeit


	5 Modularisierung
	5.1 Was ist das Ziel der neuen Regelungen?
	5.2 Wann treten die neuen Regelungen in Kraft?
	5.3 Was regelt das Gesetz?
	5.4 Was gilt es besonders zu beachten?
	5.4.1 Definition von Modulen
	5.4.2 Wer ist der unmittelbar verantwortliche Leistungsträger?
	5.4.3 Modularisierung im Kontext des Vertragsrechts


	6 Trennung der Fachleistungen von den existenzsichernden Leistungen am Beispiel des Mittagessens in Werkstätten für behinderte Menschen
	6.1 Was ist das Ziel der neuen Regelungen?
	6.2 Wann treten die Regelungen in Kraft?
	6.3 Was regelt das Gesetz?
	6.4 Was gilt es besonders zu beachten?
	6.4.1 Was bedeutet das für das Leistungsangebot und die Leistungsabrechnung und welches Angebot muss bereitgestellt werden?
	6.4.2 Information der Werkstattbeschäftigten
	6.4.3 Steuerliche Betrachtung



